
                                                                           
 

 

 

 

AfD-Fraktion Hagen, Rathausstr. 11, 58095 Hagen 
 

 
Herrn Oberbürgermeister 
Erik O. Schulz 
- im Hause - 
 
 
       

         
 

 

 

Anfrage an die Verwaltung zur Ratsversammlung 

am 23.05.2019 gemäß § 5 GeschO  

Sprengstofffunde beim Abriss des Brückenabschnites A1 Nähe Volmarstein 

vgl. WP/WR 9. Kalenderwoche 2019 

Sprengstofffunde an der A45 Brückenabriss Lennetal am 08.03.2019 

Sprengstofffunde 16.02.2019 Brücke Brunsbecke        

 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Schulz, 

 

bei den o. g. Abriss- und Umbauarbeiten der Autobahnbrücken A1 (erbaut 1955-1960) und  

A45 (erbaut 1969-1974) sind lt. Presseinfo Sprengstoffe gefunden worden (an der A1 ca. 70 

kg). 

 

Bekannt ist, dass während der Hochphase des Kalten Krieges Autobahnbrückensäulen mit 

Sprengstoffladungen versehen wurden, um im Falle russischer Panzerangriffe die gegneri-

schen Vorstöße durch Brückensprengungen zu stoppen. Das Vorgehen stand unter höchster 

Geheimhaltung.  

 

Diese Geheimpläne sind offensichtlich in Vergessenheit geraten. 

 

Sollten diese Pläne stringent realisiert worden sein, sind weitere Kampfmittelfunde an Auto-

bahnbrücken der 60er und 70er Jahre zu erwarten. 

 

Diese in oder an Brückensäulen gelagerten Sprengstoffe stellen eine mögliche latente Gefahr 

für die Öffentlichkeit, insbesondere bei Brückenreparaturen dar. 
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Antrag: 

 

Es wird daher darum gebeten, die zuständigen Ordnungsbehörden und den Kampfmit-

telbeseitigungsdienst beim RP über diese möglichen Gefahren zu informieren mit der 

Bitte, infrage kommende Gefahrenpunkte im Raum Hagen auf mögliche Sprengstoffla-

gerungen der Vergangenheit zu überprüfen. Das Landesstraßenbauamt als Straßenbau-

lastträger sollte ebenfalls von diesem Verdacht informiert werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

       
Michael Eiche      Karin Sieling 

Fraktionsvorsitzender     Fraktionsgeschäftsführerin 


